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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(AGB) der kohlhaas GmbH & Co. KG 
 

 
§ 1 Allgemeines; Geltungsbereich der 
AGB 

1. Die kohlhaas GmbH & Co. KG (nachfol-
gend „Auftragnehmer“ oder „AN“ genannt) 
ist in den Bereichen Ausstellungen, Messen, 
Kongressen und ähnlicher Veranstaltungen 
(nachfolgend auch einheitlich als „Veran-
staltungen“ bezeichnet) sowie im Möbel-, 
Laden- und Bürobau tätig. Die Leistungen 
des AN umfassen nach Maßgabe des jewei-
ligen Auftrages mit dem Auftraggeber (nach-
folgend auch „AG“ genannt) die Erstellung 
dazugehöriger Konzeptionen, Produktions-, 
Bau- und Montagetätigkeiten, Lieferung und 
Vermietung von Möbeln sowie alle im Zu-
sammenhang mit der Auftragsabwicklung 
stehenden Dienstleistungen (nachstehend 
„Vertragsleistungen“ genannt). 

2. Die Vertragsleistungen erbringt der AN 
ausschließlich auf Grundlage der vorliegen-
den AGB, sofern nicht im Einzelfall ausdrück-
lich schriftlich Abweichendes vereinbart 
wurde.  

3. Diese AGB gelten ferner für alle gegen-
wärtigen und zukünftigen Geschäftsbezie-
hungen zwischen dem AN und dem AG, so-
fern der AG Unternehmer ist. Unternehmer 
im Sinne dieser AGB sind natürliche oder ju-
ristische Personen oder rechtsfähige Perso-
nengesellschaften, mit denen in Geschäfts-
beziehung getreten wird, die in Ausübung ei-
ner gewerblichen oder selbständigen berufli-
chen Tätigkeit handeln. 

4. Abweichende, entgegenstehende und/o-
der ergänzende AGB des AG werden nur 
dann und insoweit Vertragsbestandteil, wenn 
der AN ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich 
zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfor-
dernis gilt in jedem Fall, z.B. auch dann, 
wenn der AN in Kenntnis abweichender oder 

ergänzender AGB des AG vorbehaltlos leis-
tet. 

5. Im Einzelfall getroffene, individuelle Ver-
einbarungen zwischen dem AN und dem AG 
haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AGB. 

 

§ 2 Angebot des AN, Umgang mit Ange-
bots- und Entwurfsunterlagen des AN 

1. Soweit sich aus dem Angebot des AN 
nichts anderes ergibt, ist es freibleibend und 
unverbindlich. Dies gilt auch, wenn der AN 
dem AG Kataloge, Planungen, Entwürfe, 
Zeichnungen, Fertigungs- und Montageun-
terlagen sowie Beschreibungen von Veran-
staltungskonzepten oder sonstige Unterla-
gen – auch in elektronischer Form – zur Ver-
fügung stellt. Technische Änderungen sowie 
Änderungen in Form, Farbe und/oder Ge-
wicht bleiben im Rahmen des Zumutbaren 
vorbehalten.  

2. Werden Angebote nach Angaben des AG 
und/oder den von ihm und/oder von der je-
weiligen Ausstellungsleitung zur Verfügung 
gestellten Unterlagen ausgearbeitet, über-
nimmt der AN keinerlei Haftung für die Rich-
tigkeit dieser Unterlagen. 

3. Kataloge, Angebote, Planungen, Ent-
würfe, Zeichnungen, Fertigungs- und Monta-
geunterlagen sowie Beschreibungen von 
Veranstaltungskonzepten im Sinne von vor-
stehend § 2 Ziff. 1 bleiben, soweit ausdrück-
lich und schriftlich nichts anderes vereinbart 
ist, mit allen Rechten Eigentum des AN und 
zwar auch dann, wenn sie dem AG vom AN 
übergeben worden sind. Sie sind insoweit 
dem AG anvertraut im Sinne des § 18 UWG. 
Änderungen an den in § 2 Ziff. 3 S.1 be-
schriebenen Unterlagen dürfen nur vom AN 
vorgenommen werden. Diese Unterlagen 
dürfen ohne Zustimmung des AN weder ver-
vielfältigt noch Dritten zugänglich gemacht 
werden. Die Unterlagen sind ferner bei Nich-
terteilung des Auftrages dem AN unverzüg-
lich zurückzugeben. 
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§ 3 Vertragsschluss 

Verträge über Vertragsleistungen zwischen 
AN und AG kommen erst mit der schriftlichen 
oder per E-Mail erklärten Auftragsbestäti-
gung des AN zustande und richten sich aus-
schließlich nach dem Inhalt der Auftragsbe-
stätigung des AN und nach diesen AGB. 

 

§ 4 Leistungsumfang und -pflichten des 
AN, Leistungsänderungen 

1. Die vom AN zu erbringenden Leistungen 
bestimmen sich nach dem zwischen AG und 
AN geschlossenen Vertrag und diesen AGB. 
Soweit vertraglich nicht anderes vereinbart 
ist, wird vom AN eine Leistungserbringung 
nach branchenüblichem Standard geschul-
det.  

2. Jede Vertragspartei ist im Rahmen des 
Zumutbaren berechtigt, Änderungen bezüg-
lich der Vertragsleistungen verlangen, soweit 
dies zur Erreichung des Vertragszwecks er-
forderlich ist. Das Änderungsverlangen ist je-
weils unverzüglich schriftlich oder per E-Mail 
an die andere Vertragspartei zu richten; die 
Vertragsparteien streben sodann Einverneh-
men über die Änderung und die infolge der 
Änderung zu leistenden Mehr- oder Minder-
preis an. 

3. Begehrt der AG eine Änderung wird der 
AN nach Zugang des Änderungsverlangens 
binnen angemessener Frist prüfen,  

a) ob und inwieweit die vom AG begehrte 
Änderung praktisch und mit wirtschaftlich 
vertretbarem Aufwand durchführbar bzw. 
zumutbar ist, und 

b) ob und inwieweit die Umsetzung des Än-
derungsbegehrens des AG eine Preisan-
passung (Mehr- oder Minderpreis) erforder-
lich macht. Der AN wird sodann ein Ange-
bot über den Mehr- oder Minderpreis auf 
der Grundlage des ursprünglichen Preisge-
füges oder der tatsächlich erforderlichen 
Kosten erstellen.  

Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung 
über die Preisanpassung ist der AN nicht ver-
pflichtet, das Änderungsverlangen des AG 
umzusetzen. Im Übrigen bleiben die Zah-
lungsansprüche des AN von dem Ände-
rungsverlangen des AG unberührt. 

4. Sofern der AN gegenüber dem AG eine 
Änderung i.S.v. § 4 Ziff. 2 begehrt, verpflich-
tet sich der AG, dieses Änderungsverlangen 
innerhalb angemessener Frist nach Zugang 
auf Zumutbarkeit zu prüfen. Der AN wird dem 
AG auch in diesem Fall zusammen mit sei-
nem Änderungsverlangen ein Angebot über 
den infolge der von ihm begehrten Änderung 
zu leistenden Mehr- oder Minderpreis unter-
breiten. Das Ergebnis der Prüfung durch den 
AG ist dem AN im Anschluss unverzüglich 
schriftlich oder per E-Mail mitzuteilen. 

 

§ 5 Abwicklung der Vertragsleistungen: 
Ansprechpartner beim AG; Einsatz von 
Nachunternehmern 

1. Zur Durchführung der Vertragsleistungen 
hat der AG auf Verlangen des AN eine Per-
son zu bestimmen, die als „zentraler An-
sprechpartner“ fungiert und zur Vertretung 
des AG berechtigt ist. Soweit der AG dieser 
Verpflichtung nicht nachkommt, kann er sich 
gegenüber dem AN nicht darauf berufen, 
eine Erklärung des AN sei gegenüber einer 
nicht empfangsberechtigten Person des AG 
abgegeben worden, es sei denn, die feh-
lende Empfangsberechtigung ist für den AN 
offensichtlich. 

2. Jeder Wechsel und/oder jedes Ausschei-
den des zentralen Ansprechpartners ist dem 
AN jeweils rechtzeitig im Voraus schriftlich o-
der per E-Mail unter gleichzeitiger Angabe ei-
nes neuen zentralen Ansprechpartners mit-
zuteilen. 

3. Der AN ist berechtigt, die Vertragsleistun-
gen selbst oder durch Einschaltung von Drit-
ten als Nachunternehmer zu erbringen.  
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§ 6 Mitwirkungspflichten des AG 

1. Der AG verpflichtet sich, für die Dauer der 
Vertragsbeziehung auf seine Kosten, dem 
AN alle im Verantwortungs- und Einflussbe-
reich des AG liegenden Einrichtungen, Mittel 
sowie Informationen zur Verfügung zu stel-
len, die für die Erbringung der Vertragsleis-
tungen durch den AN erforderlich sind. Dies 
betrifft insbesondere die Gewährung des Zu-
gangs zum Standort, an dem die jeweiligen 
Vertragsleistungen zu erbringen sind.  

2. Bei Nichterfüllung der Mitwirkungspflich-
ten durch den AG steht dem AN ein Leis-
tungsverweigerungsrecht zu und es verlän-
gern sich die Ausführungsfristen um die 
dadurch verursachten Verzögerungen. Wei-
tergehende Rechte des AN (wie z.B. das 
Recht zur Kündigung) bleiben unberührt. 

3. Der AG ist für Verzögerungen und/oder 
Mängel in der Ausführung von Vertragsleis-
tungen verantwortlich, wenn und soweit 
diese auf vom AG erteilten Informationen, 
Weisungen und/oder vom AG zu vertreten-
den Behinderungen zurückzuführen sind. 
Gleiches gilt, wenn sich Mängel in der Aus-
führung infolge eines Mangel des vom AG 
gelieferten Stoffes zeigen.  
 

 

§ 7 Preise, Zahlungsbedingungen  

1. Sämtliche Preise verstehen sich als Netto-
preise, soweit vertraglich nicht ausdrücklich 
Abweichendes bestimmt ist.  

2. Bei Warenlieferungen werden dem AG 
Transportkosten und Einzelverpackungen 
zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer geson-
dert in Rechnung gestellt.  

3. Sofern vertraglich nicht anders vereinbart, 
werden Zahlungsforderungen des AN spä-
testens innerhalb von 7 Tagen nach Zugang 
der Rechnung beim AG ohne jeden Abzug 

zur Zahlung fällig. Mit Ablauf der vorstehen-
den Zahlungsfrist kommt der AG in Verzug.  

4. Der AN ist berechtigt, Zwischenrechnun-
gen zustellen und Teilzahlungen zu verlan-
gen. Sofern vertraglich nicht anders verein-
bart, werden 50 % der Auftragssumme bei 
Auftragserteilung und 50 % der Auftrags-
summe bei Fertigstellung der Leistung zur 
Zahlung fällig. Die unter § 7 Ziff. 3 genannte 
Zahlungsfrist gilt entsprechend. 

 

§ 8 Termine und Fristen 

1. Sofern vertraglich nicht ausdrücklich et-
was anderes vereinbart ist, sind im Angebot 
des AN benannte Fristen und Termine unver-
bindlich. 

2. Die Verpflichtung des AN zur Einhaltung 
von verbindlichen Fristen und Terminen für 
Vertragsleistungen setzt den rechtzeitigen 
Eingang sämtlicher vom AG zu liefernder Un-
terlagen, erforderlichen Genehmigungen 
und Freigaben beim AN sowie die Einhaltung 
der vereinbarten Zahlungsbedingungen und 
sonstigen Verpflichtungen durch den AG vo-
raus. Werden diese Voraussetzungen nicht 
erfüllt, verlängert sich die Leistungsfrist ent-
sprechend; ein Verzug des AN ist insofern 
ausgeschlossen. 

3. Mit vom AG nach Vertragsschluss vorge-
brachten Änderungen der Vertragsleistun-
gen verlieren auch fest vereinbarte Fristen 
und Termine ihre Verbindlichkeit; sie sind an-
zupassen. 

4. Ansprüche des AG gegen den AN wegen 
Verzug sind ausgeschlossen, sofern vertrag-
lich vereinbarte Fristen und Termine auf 
Grund von Umständen nicht eingehalten 
werden oder die Vertragsleistung aufgrund 
von Umständen ausfällt, die der AN nicht zu 
vertreten hat. Dies gilt insbesondere bei hö-
herer Gewalt und anderen, vom AN nicht zu 
vertretenden Ereignissen wie z.B. Betriebs-
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störungen aller Art, Transportverzögerun-
gen, Schwierigkeiten in der Material- und 
Energiebeschaffung, Arbeitskämpfen usw. 
Die Vertragsleistungsfristen verlängern bzw. 
verschieben sich in diesen Fällen, soweit zu-
mutbar, entsprechend. Wird aufgrund der 
vorgenannten Störungen die Vertragserfül-
lung unmöglich, so sind beide Parteien – 
ganz oder teilweise – zum Rücktritt vom Ver-
trag berechtigt. Bereits erbrachte Leistungen 
werden vergütet. 
 

§ 9 Lieferung von Waren, Gefahrüber-
gang, Annahmeverzug, Teillieferungen  

1. Soweit vertraglich nicht anders vereinbart, 
erfolgen sämtliche Warenlieferungen des AN 
auf Kosten und Gefahr des AG.  

2. Teile des AG, die bei der Herstellung oder 
Montage verwendet werden sollen, müssen 
zum vereinbarten Termin frei Werk bzw. 
Montagestelle angeliefert werden. Rückliefe-
rung solcher Teile an den AG durch den AN 
erfolgt unfrei ab Werk oder Verwendungsort 
auf Gefahr des AG. 

3. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und 
der zufälligen Verschlechterung der Ware 
geht mit der Übergabe an das vom AN be-
auftragte Versandunternehmen, spätestens 
jedoch mit dem Verlassen des Betriebs des 
AN auf den AG über. Dies gilt auch in den 
Fällen, in denen frachtfreie Lieferung verein-
bart ist.  

4. Kann die versandbereite Ware aus Grün-
den, die der AG zu vertreten hat, nicht zur 
Auslieferung gebracht werden, geht die Ge-
fahr am Tage der Versandbereitschaft auf 
den AG über. Die Vertragsleistungen des AN 
gelten nach Zustellung der Versandbereit-
schaftsanzeige an den AG als erfüllt.  

5. Sollen vom AN Exponate des AG (mit-) be-
fördert werden, gelten die vorstehenden Re-
gelungen unter § 9 Ziff. 1 bis 4 entsprechend. 

6. Teillieferungen sind gestattet, wenn (1) die 
Teillieferung für den AG im Rahmen des ver-
traglichen Bestimmungszwecks verwendbar 
ist, (2) die Lieferung der restlichen bestellten 
Ware sichergestellt ist und (3) dem AG kein 
erheblicher Mehraufwand entsteht.  

§ 10 Abnahme, Übergabe 

1. Die Abnahme/Übergabe der Vertragsleis-
tungen richtet sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften. 

2. Für werkvertragliche Verpflichtungen des 
AN gilt:  

a) Der AN wird dem AG die Fertigstellung der 
betreffenden Vertragsleistungen schriftlich o-
der per E-Mail mitteilen. Der AG verpflichtet 
sich, die Vertragsleistung unverzüglich zu 
prüfen und die Abnahme binnen einer ihm 
vom AN gesetzten angemessenen Abnah-
mefrist schriftlich oder per Email zu erklären. 

b) Die Vertragsleistungen gelten als abge-
nommen, wenn der AG die Abnahme nicht 
innerhalb der vom AN gesetzten Frist unter 
Angabe etwaiger Mängel verweigert und der 
AN den AG mit der Aufforderung zur Ab-
nahme auf die Folgen einer nicht erklärte o-
der ohne Angabe von Mängeln verweigerten 
Abnahme hingewiesen hat. Der Hinweis er-
folgt in Textform. 

Im Übrigen gelten die Vertragsleistungen 
auch dann als abgenommen, wenn der AG 
sie in Benutzung genommen hat.  

c) Wegen unwesentlicher Mängel kann die 
Abnahme nicht verweigert werden. Eventuell 
noch ausstehende kleinere Teilleistungen 
der die Beseitigung von Mängeln werden 
schnellstmöglich nachgeholt bzw. behoben. 

3. Hat der AN dem AG zur Erfüllung seiner 
Vertragspflichten Gegenstände mietweise 
überlassen, so ist von einer ordnungsgemä-
ßen Rückgabe der Mietsache nur dann aus-
zugehen, wenn der AN dem AG dies schrift-
lich bestätigt hat.  
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§ 11 Gewährleistung 

1. Soweit sich aus dem Vertrag und diesen 
AGB nichts anderes ergibt, richtet sich die 
Gewährleistung nach den geltenden Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.  

2. Der AN gibt grundsätzlich keine Garantien 
für die Beschaffenheit der Vertragsleistun-
gen ab. Insbesondere haben Leistungs-, 
Produkt- oder Warenbeschreibungen nicht 
den Charakter einer Beschaffenheits- oder 
Leistungsgarantie. 

3. Bei Warenlieferungen und/oder Werkleis-
tungen kann der AG grundsätzlich zunächst 
nur Nacherfüllung in Form der Nachbesse-
rung verlangen. Die Art und Weise der sach-
gerechten Nachbesserung richtet sich nach 
dem Ermessen des AN. Dem AN steht die 
Möglichkeit einer Ersatzlieferung jederzeit 
offen. Weitergehende Ansprüche, insbeson-
dere Ansprüche auf Minderung oder Rücktritt 
vom Vertrag, kann der AG erst dann geltend 
machen, wenn zwei Nachbesserungsversu-
che wegen desselben Mangels fehlgeschla-
gen sind. Bei einer nur geringfügigen Ver-
tragswidrigkeit, insbesondere bei nur gering-
fügigen Mängeln, steht dem AG jedoch kein 
Rücktrittsrecht zu.  

4. Die Gewährleistung erstreckt sich nicht auf 
solche Mängel, die beim AG durch natürliche 
Abnutzung, Feuchtigkeit, starke Erwärmung 
oder unsachgemäße Behandlung oder un-
sachgemäße Lagerung entstehen. In glei-
cher Weise erstreckt sich die Gewährleis-
tung nicht auf zumutbare Abweichungen in 
Form, Maßen, Farbe und Beschaffenheit des 
Materials, soweit diese in der Natur der ver-
wendeten Materialien liegen und handelsüb-
lich sind.  

5. Warenlieferungen des AN hat der AG da-
nach unverzüglich nach Ablieferung zu un-
tersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, 
dem AN unverzüglich schriftlich oder per E-
Mail anzuzeigen. Unterlässt der AG die An-
zeige, so gilt die Ware als genehmigt, es sei 

denn, dass es sich um einen Mangel handelt, 
der bei der Untersuchung nicht erkennbar 
war. Zeigt sich ein Mangel erst später, so 
muss die Anzeige unverzüglich nach der Ent-
deckung gemacht werden; anderenfalls gilt 
die Ware auch in Ansehung dieses Mangels 
als genehmigt. Versäumt der AG die ord-
nungsgemäße Untersuchung und/oder Man-
gelanzeige, ist die Haftung des AN für den 
nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ord-
nungsgemäß angezeigten Mangel ausge-
schlossen.  

6. Im Falle von Mängeln sonstiger Vertrags-
leistungen ist der AG verpflichtet, dem AN 
den betreffenden Mangel unverzüglich nach 
Entdeckung schriftlich oder per E-Mail mitzu-
teilen und ihm Gelegenheit zu geben, die 
entsprechenden Feststellungen zu treffen. 
Hierfür wird der AG dem AN die notwendige 
Zeit einräumen. Erweist sich eine Mängel-
rüge des AG als unberechtigt und war diese 
dem AG vor Erhebung der Mängelrüge er-
kennbar, ist er dem AN zum Ersatz aller in 
diesem Zusammenhang entstandenen Auf-
wendungen, z.B. Fahrt- oder Versandkosten, 
verpflichtet. 

7. Die Gewährleistungsansprüche erlöschen 
auch, wenn der AG eigenmächtig Änderun-
gen an den Leistungen des AN vornimmt o-
der dem AN die Feststellung und Nachbes-
serung der Mängel erschwert bzw. unmög-
lich macht, was regelmäßig bei einer Män-
gelrüge nach Beendigung der Messe für 
während der Messe aufgetretene oder be-
kannt gewordene Mängel der Fall ist. 

8. Schadensersatz und Aufwendungsersatz 
kann der AG in allen Fällen nur nach Maß-
gabe der Bestimmungen des § 13 verlangen. 
 
§ 12 Verjährung 

1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche und 
Rechte wegen Mängeln der Vertragsleis-
tung, die Warenlieferungen und/oder Wer-
kleistungen darstellen, beträgt – gleich aus 
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welchem Rechtsgrund – 1 Jahr. Dies gilt je-
doch nicht in den Fällen des § 444 BGB, 
§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB (Rechtsmängel bei 
unbeweglichen Sachen), § 438 Abs. 1 Nr. 2 
BGB (Bauwerke, Sachen für Bauwerke) oder 
§ 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke oder 
Werk, dessen Erfolg in der Erbringung von 
Planungs- oder Überwachungsleistungen 
hierfür besteht); in diesem Fall gelten die ge-
setzlichen Verjährungsfristen bzw. die Fris-
ten der VOB/B, soweit vereinbart.  
 
2. Die Verjährungsfristen nach § 12 Abs. 1 
gelten auch für sämtliche Schadensersatz-
ansprüche gegen den AN, die mit dem Man-
gel der Vertragsleistung im Zusammenhang 
stehen, es sei denn die Anwendung der re-
gelmäßigen gesetzlichen Verjährung 
(§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu ei-
ner kürzeren Verjährung führen. 

3. Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist, bleiben die gesetzlichen Best-
immungen über den Verjährungsbeginn, die 
Ablaufhemmung, die Hemmung und den 
Neubeginn von Fristen unberührt.  

4. Eine Änderung der Beweislast zum Nach-
teil des AG ist mit den vorstehenden Rege-
lungen nicht verbunden. 
 

§ 13 Haftung 

1. Vorbehaltlich der Regelung in § 13 Abs. 2 
wird die gesetzliche Haftung des AN für 
Schadensersatz und Aufwendungsersatz – 
gleich aus welchem Rechtsgrunde – wie folgt 
beschränkt: 

(a) Der AN haftet der Höhe nach begrenzt 
auf den bei Vertragsschluss typischerweise 
vorhersehbaren Schaden für die leicht fahr-
lässige Verletzung wesentlicher Pflichten 
aus dem Schuldverhältnis (Kardinalpflich-
ten). Der Begriff der Kardinalpflicht bezeich-
net dabei abstrakt solche Pflichten, deren Er-
füllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 

auf deren Einhaltung der Vertragspartner re-
gelmäßig vertrauen darf. 

(b) Der AN haftet nicht für die leicht fahrläs-
sige Verletzung unwesentlicher Pflichten aus 
dem Schuldverhältnis. 

2. Die vorstehenden Haftungsbeschränkun-
gen gelten nicht bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit, in Fällen zwingender gesetz-
licher Haftung (insbesondere nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz) sowie bei Übernahme 
einer Garantie oder schuldhaft verursachten 
Körperschäden. 

3. Die verschuldensunabhängige Haftung 
des AN auf Schadensersatz (§ 536 a BGB) 
für bei Vertragsschluss vorhandene Mängel 
von Mietgegenständen wird ausgeschlos-
sen. 

4. Der AG ist verpflichtet, angemessene 
Maßnahmen zur Schadensabwehr und -min-
derung zu treffen. 

5. Der AG haftet dem AN für Schäden an den 
ihm mietweise überlassenen Gegenständen 
einschließlich des Ausstellungsstandes nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, 
mindestens jedoch in Höhe der Wiederher-
stellungskosten (bei reparablen Beschädi-
gungen) bzw. der Höhe des Neuanschaf-
fungswertes (bei Zerstörung und Verlust). 
 

§ 14 Versicherung für Transportgut 

1. Für vom AG veranlasste oder durchge-
führte Transporte wird das Versandgut nur 
auf ausdrückliche Anweisung und Kosten 
des AG in Höhe des Neubeschaffungswertes 
versichert. 

2. Transportschäden sind dem AN sofort zu 
melden. Bei Speditionsversand sind Schä-
den sofort auf dem Frachtbrief zu vermerken. 
Bei Bahntransport muss eine bahnamtliche 
Bescheinigung über den Schaden verlangt 
und an den AN übersandt werden. 
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3. Von dem jeweiligen AN aufgrund schriftli-
cher Bestätigung zur Einlagerung übernom-
menes Gut des AG wird, soweit nichts ande-
res vereinbart ist, vom AN auf Kosten des AG 
für die Dauer der Einlagerung in Höhe des 
Neubeschaffungswertes gegen Brand, Was-
serschaden und Einbruchdiebstahl versi-
chert. 
 

§ 15 Kreditgrundlage 

Voraussetzung der Leistungspflicht des AN 
ist die Kreditwürdigkeit des AG. Hat der AG 
über seine Person oder über die seine Kre-
ditwürdigkeit bedingenden Tatsachen un-
richtige oder unvollständige Angaben ge-
macht oder seine Zahlungen eingestellt oder 
ist über sein Vermögen ein Insolvenzverfah-
ren eröffnet oder dessen Eröffnung bean-
tragt worden, so ist der AN zur Leistungser-
bringung nicht verpflichtet. Der AN kann in 
diesen Fällen Vorkasse oder anderweitige 
geeignete Sicherung seiner Zahlungsan-
sprüche verlangen. Weitergehende Rechte 
des AN bleiben unberührt. 
 

§ 16 Verlängerter Eigentumsvorbehalt, 
Sicherheitsleistung 

1. Gelieferte Waren bleiben bis zur vollstän-
digen Erfüllung aller Verbindlichkeiten aus 
dem Vertragsverhältnis zwischen den Par-
teien Eigentum des AN („Vorbehaltsware“). 
Der AG ist verpflichtet, die Vorbehaltsware 
für die Dauer des Eigentumsvorbehaltes 
sorgfältig zu behandeln. 

2. Der AG ist bis auf Widerruf zur Verarbei-
tung, zum Verkauf und zur Übertragung des 
Eigentums der Vorbehaltsware im Rahmen 
des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs be-
rechtigt. Zur Sicherung seiner Zahlungsver-
pflichtungen aus dem Vertrag tritt der AG 
hiermit alle gegenwärtigen und zukünftigen 
Forderungen aus dem Verkauf der Vorbe-
haltsware an Dritte in Höhe des in Rechnung 

gestellten Betrages einschließlich Mehrwert-
steuer an den AN ab. Der AN nimmt diese 
Abtretung bereits jetzt an. Der AG ist er-
mächtigt, die Forderungen als Treuhänder 
des AN einzuziehen. Das Recht des AN, die 
Forderungen selbst einzuziehen, bleibt hier-
von unberührt, jedoch wird der AN die Forde-
rung gegenüber dem Dritten nicht selbst ein-
ziehen, solange der AG seinen Zahlungsver-
pflichtungen gegenüber dem AN nach-
kommt.  

3. Die Verarbeitung und/oder Herstellung der 
Vorbehaltsware durch den AG erfolgt stets 
für den AN, ohne diesen zu verpflichten. Bei 
Verarbeitung mit anderen, einem Dritten ge-
hörenden Waren erwirbt der AN Miteigentum 
an den verarbeiteten oder neu hergestellten 
Waren im Verhältnis des Rechnungswerts 
der Vorbehaltsware zu den anderen verar-
beiteten Gegenständen. Im Übrigen gelten 
die Vorschriften von § 16 Ziff. 2 entspre-
chend. 

4. Im Falle der Vermischung der Vorbehalts-
ware mit Waren Dritter erwirbt der AN das 
Miteigentum im Verhältnis des Rechnungs-
wertes der Vorbehaltsware zu den anderen 
verarbeiteten Waren. Sollte die Vermischung 
dergestalt stattfinden, dass die Ware als die 
des AG anzusehen sind, überträgt der AG 
hiermit an den AN das Miteigentum an die-
sen Waren im Verhältnis gemäß den Bestim-
mungen in § 16 Ziff. 3. Der AG hat in allen 
genannten Fällen die im Eigentum oder Mit-
eigentum des AN stehenden Waren für die-
sen unentgeltlich zu verwahren.  

5. Zur Sicherheit überträgt der AG hiermit 
des Weiteren alle Ansprüche an den AN, die 
sich aus der Verbindung der Vorbehaltsware 
mit unbeweglichen Gütern Dritter ergeben.  

6. Der AN gibt die unter diesem § 16 be-
stimmten Sicherheiten frei, soweit der Wert 
der bestehenden Sicherheiten die Forderun-
gen des AN um mehr als 10 % übersteigt.  
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7. Sollte eine Sicherheitsbestellung gemäß 
§ 16 Abs. 1 bis 6 ungültig und/oder im Wege 
der Zwangsvollstreckung im Gebiet, in wel-
ches die Vorbehaltsware geliefert wird, nicht 
durchsetzbar sein, oder reicht der Wert der 
Sicherheit nicht aus, um die Zahlungsan-
sprüche des AN gegen den AG wegen der 
Erbringung der Vertragsleistungen ange-
messen abzusichern, so ist der AG auf 
schriftliche Anforderung des AN verpflichtet, 
dem AN eine Bankbürgschaft oder gleich-
wertige Sicherheit zur Absicherung der Zah-
lungsforderungen des AN zu stellen.  
 

§ 17 Schutz- und Nutzungsrechte 

1. Planungen, Entwürfe, Zeichnungen, Ferti-
gungs- und Montageunterlagen, Konzeptbe-
schreibungen sowie Beschreibungen von 
Ausstellungs- und Veranstaltungskonzepten 
usw. (Leistungsergebnisse) bleiben mit allen 
Rechten im ausschließlichen Eigentum des 
AN und zwar auch dann, wenn sie dem AG 
übergeben worden sind. Sie sind dem AG in-
soweit anvertraut im Sinne des § 18 UWG.  

2. An den gemäß § 17 Ziff. 1 zur Verfügung 
gestellten Leistungsergebnissen räumt der 
AN dem AG ein einfaches, nicht übertragba-
res und nicht unterlizenzierbares, - bei zeit-
lich befristeten Verträgen, auf die Laufzeit 
des jeweiligen Vertrages beschränktes - Nut-
zungsrecht ein, die Leistungsergebnisse des 
AN für Zwecke der Erfüllung des jeweiligen 
Vertrages zu nutzen. Jede hiervon abwei-
chende oder weitergehende Nutzung bedarf 
der vorherigen schriftlichen Zustimmung des 
AN. Der AG verpflichtet sich, jede anderwei-
tige Verwertung in sämtlichen Formen zu un-
terlassen, insbesondere die Vervielfältigung 
und Verbreitung, die Weitergabe an Dritte o-
der den unmittelbaren oder mittelbaren 
Nachbau, sofern dies für die Erfüllung des 
Vertrages nicht erforderlich ist.  

3. Für den Fall der Verletzung der unter die-
sem § 17 aufgeführten Verpflichtungen hat 

der AN mindestens Anspruch auf zusätzliche 
Vergütung der Planungs-, Entwurfs- und 
Konzeptionsleistungen, deren Höhe sich 
nach den Vorschriften der HOAI bemisst. 
Weitergehende Schadenersatzansprüche 
bleiben unberührt. 

4. Weiterhin hat der AN im Falle der Zuwider-
handlung gegen die in diesem § 17 aufge-
führte Verpflichtung bei mietweiser Überlas-
sung der Leistungsergebnisse, insbeson-
dere im Falle des Nachbaus, Anspruch auf 
Schadenersatz in Höhe von mindestens 50% 
des vereinbarten Mietpreises. Dem AN bleibt 
es unbenommen, nachzuweisen, dass ein 
höherer Schaden entstanden ist. Dem AG 
bleibt es unbenommen, nachzuweisen, dass 
ein Schaden nicht oder nicht in der genann-
ten Höhe entstanden ist. 

5. Werden dem AN vom AG Materialien oder 
Unterlagen zur Herstellung der Vertragsleis-
tungen übergeben, so übernimmt der AG die 
Gewähr dafür, dass durch die Herstellung 
und Lieferung der nach seinen Unterlagen 
ausgeführten Arbeiten Schutzrechte Dritter 
nicht verletzt werden. Der AN ist nicht ver-
pflichtet nachzuprüfen, ob die vom AG zur 
Herstellung und Lieferung ausgehändigten 
Angaben und Unterlagen Schutzrechte Drit-
ter verletzen. Der AG verpflichtet sich, den 
AN von allen etwaigen Schadenersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen und für die 
Schäden, die aus der Verletzung von 
Schutzrechten Dritter erwachsen, aufzukom-
men. 
 

§ 18 Geheimhaltung, Datenschutz 

1. Soweit in diesen Geschäftsbedingungen 
oder dem jeweiligen Vertrag nichts Abwei-
chendes geregelt ist, verpflichten sich die 
Vertragsparteien, Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse und sonstige technische und 
geschäftliche Informationen der jeweils an-
deren Vertragspartei, die sie im Rahmen der 
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Durchführung des jeweiligen Vertrages er-
halten, streng geheim zu halten, ihren Ange-
stellten und Beauftragten eine entspre-
chende Geheimhaltungspflicht aufzuerlegen 
und geheimhaltungsbedürftige Informatio-
nen ausschließlich in Verbindung mit der 
Durchführung des jeweiligen Vertrages zu 
verwenden. Die Geheimhaltungspflicht be-
trifft für den AG insbesondere sämtliche der 
von dem AN gemäß § 17 Ziff. 1 zur Verfü-
gung gestellten Leistungsergebnisse. 

2. Die Geheimhaltungspflicht besteht nicht in 
Bezug auf Informationen, 

a) die im Zeitpunkt der Übermittlung bereits 
nachweislich öffentlich bekannt sind, 

b) zu deren Verwendung oder  
Übermittlung die jeweils andere Vertragspar-
tei ausdrücklich und schriftlich zugestimmt 
hat, 

c) deren Übermittlung zur Erfüllung von Ver-
pflichtungen aus diesem Vertrag erforderlich 
oder  

d) deren Übermittlung durch Rechtsvor-
schriften oder behördliche Anordnungen vor-
geschrieben ist. 

3. Die Geheimhaltungspflicht nach diesem 
§ 18 besteht über eine Beendigung oder 
Rückabwicklung des jeweiligen Vertrages 
hinaus fort, solange und soweit in Bezug auf 
die jeweilige Information nicht eine der in 
§ 18 Ziff. 2 genannten Bedingungen einge-
treten ist. 

4. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die 
geltenden gesetzlichen Datenschutzbestim-
mungen im Umgang mit personenbezoge-
nen Daten zu beachten. 
 

§ 19 Aufrechnung und Abtretung 

1. Zur Aufrechnung ist der AG nur berechtigt, 
wenn sein Gegenanspruch unbestritten, 
rechtskräftig festgestellt oder von dem AN 
anerkannt ist. Zur Geltendmachung eines 

Zurückbehaltungsrechtes ist der AG nur in-
soweit befugt, als sein Gegenanspruch auf 
dem gleichen Vertrag beruht und unbestrit-
ten oder rechtskräftig festgestellt ist. 

2. Die Rechte des AG aus diesem Vertrags-
verhältnis sind – außerhalb des Anwen-
dungsbereiches des § 354 a HGB – nur mit 
vorheriger Zustimmung des AN übertragbar.  
 

§ 20 Vertragsbeendigung  

1. Sowohl der AG als auch der AN können 
das Vertragsverhältnis aus wichtigem Grund 
kündigen. Das Recht des AG zur ordentli-
chen Kündigung bleibt hiervon unberührt.  

2. Kündigt der AG den Vertrag aus wichtigem 
Grund ist der AN berechtigt, die Vergütung 
zu verlangen, die auf den bis zur Kündigung 
erbrachten Teil der Leistungen entfällt. Dies 
gilt für Leistungen etwaiger vom AN zur Er-
füllung dieses Vertrages beauftragter Dritter 
gleichermaßen.  

Etwaige weitergehende Ansprüche des AN 
bleiben unberührt. Das gilt insbesondere für 
den Fall, dass der AN den wichtigen, zur 
Kündigung berechtigenden Grund nicht zu 
vertreten hat.  

3. Im Falle einer ordentlichen Kündigung des 
AG gelten die gesetzlichen Regelungen (z.B. 
im Falle gekündigter werkvertraglicher Leis-
tungen § 648 BGB) 

4. Die Kündigung (ordentlich oder aus wich-
tigem Grund) bedarf der Schriftform.  

§ 21 Schlussbestimmungen 

1. Änderungen und Ergänzungen des Vertra-
ges und/oder dieser Geschäftsbedingungen 
sowie Nebenabreden bedürfen zu ihrer Wirk-
samkeit der Schriftform. Dies gilt auch für 
eine Aufhebung des Schriftformerfordernis-
ses selbst. Das vorstehende Schriftformer-
fordernis findet keine Anwendung bei (Indivi-
dual-) Abreden, die nach Vertragsschluss 
unmittelbar zwischen den Parteien mündlich 
getroffen werden. 

2. Für diese AGB und die zwischen dem AN 
und dem AG abgeschlossenen Verträge gilt 
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das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
unter Ausschluss der Verweisungsnormen 
des Internationalen Privatrechts und des UN-
Kaufrechts (CISG). 

3. Ist der AG Kaufmann, juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-recht-
liches Sondervermögen, ist der Sitz des AN 
ausschließlicher Gerichtsstand für alle Strei-
tigkeiten aus oder im Zusammenhang mit 
Verträgen zwischen dem AN und AG. Der 
AN ist jedoch berechtigt, den AG an seinem 
allgemeinen Gerichtsstand in Anspruch zu 
nehmen. Vorrangige gesetzliche Vorschrif-
ten, insbesondere zu ausschließlichen Zu-
ständigen, bleiben unberührt. 

4. Sollten einzelne Bestimmungen dieser 
Geschäftsbedingungen oder der hierunter 
geschlossenen Verträge unwirksam oder un-
durchführbar sein oder werden, so wird die 
Wirksamkeit dieser Geschäftsbedingungen 
sowie der hierunter geschlossenen Einzel-
verträge hiervon nicht berührt. An die Stelle 
der unwirksamen oder undurchführbaren Be-
stimmung tritt eine Regelung, die dem wirt-
schaftlichen Zweck der unwirksamen oder 
undurchführbaren Bestimmung so nahe wie 
möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Vertragsparteien nachträglich fest-
stellen, dass diese Geschäftsbedingungen 
oder die hierunter geschlossenen Verträge 
lückenhaft sind. 


